
 

Satzung 
 

über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren 
für die Abwasserbeseitigungsanlage der Gemeinde Seth 

 
 
 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein, der §§ 1, 6, 8 und 
9a des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein und des § 14 
der Abwassersatzung wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung 
vom 14.11.2011 folgende Satzung erlassen: 
 
 
 
 

§ 1 
Anschlussbeitrag 

 
(1) Die Gemeinde erhebt zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung, den 

Ausbau oder Umbau der Abwasseranlage einen Anschlussbeitrag. 
(2) Zu dem Aufwand, der durch Beiträge gedeckt wird, gehört der Aufwand für die 

Herstellung, den Ausbau oder Umbau 
a) des Kärwerks, 
b) von Hauptsammlern, Druckleitungen, Hebeanlagen und Klärteichen, 
c) von Straßenkanälen. 

(3) Zum beitragsfähigen Aufwand gehören nicht der Aufwand, der durch Leistungen 
und Zuschüsse Dritter gedeckt wird, die Kosten für die laufende Unterhaltung und 
Anteile an den allgemeinen Verwaltungskosten, der Aufwand für die 
Anschlusskanäle zu den einzelnen Grundstücken mit Nebeneinrichtungen, sowie 
der Aufwand für die auf den Grunstücken herzustellenden Abwasseranlagen. 

 
 

§ 2 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der Beitragspflicht zur Deckung des Aufwandes nach § 1 Abs. 2 unterliegen alle 

Grundstücke, die über eine Anschlussleitung an die Abwasseranlage 
angeschlossen werden können und 
a) für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgestellt ist, sobald sie 

bebaut oder gewerblich genutzt werden dürfen, 
b) für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie 

nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten 
Entwicklung der Gemeinde zur Bebauung anstehen. 

(2) Wird ein Grundstück über eine Anschlussleitung an die Abwasseranlage 
angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die 
Voraussetzungen nach Abs. 1 nicht vorliegen. 

 
 
 
 
 



§ 3 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht für die über eine Anschlussleitung an die 

Abwasseranlage anzuschließenden oder angeschlossenen Grundstücke mit dem 
Abschluß der Maßnahmen, die für die Herstellung, den Ausbau oder Umbau der 
Abwasseranlage oder von Teileinrichtungen erforderlich sind und die den 
Anschluß an die Abwasseranlage ermöglichen. 

(2) Im Falle des § 2 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss. 
 
 

§ 4 
Beitragsmaßstab und Beitragssatz 

 
(1) Der Anschlussbeitrag errechnet sich aus einem Grundbeitrag, einem 

Flächenbeitrag je Grundstück sowie einem Zuschlag für Mehrwohnungen. 
(2) Der Grundbeitrag beträgt für jedes Grundstück ............................. 975,55 € 
(3) Je m² Grundstücksfläche bis zu 700 m² werden erhoben : 

a) bei Grundstücken mit bis zu 1geschossiger Bebauung .............. 1,40 € 
b) bei Grundstücken mit 2-geschossiger Bebauung ....................... 1,85 € 
c) bei Grundstücken mit 3-geschossiger Bebauung ....................... 2,30 € 
d) bei Grundstücken mit mehr als 3-geschossiger Bebauung der 

Satz c) mit einem Zuschlag je Geschoss von ............................. 0,38 € 
(4) Übersteigt die Zahl der selbständigen Wohnungen in den Bauten  

die Anzahl der Geschosse (Abs. 3), so ist für jede über die 
Geschosszahl hinausgehende Wohnung ein Zuschlag von …....... 317,00 € 
zu entrichten. 

(5) Bei der Berechnung nach Abs. 3 bleiben Kellergeschosse und Dachgeschosse 
unberücksichtigt, soweit sie nicht nach den Bestimmungen der 
Landesbauordnung zu den Vollgeschossen rechnen. Eine selbständige Wohnung 
ist dann vorhanden, wenn sie mindestens einen Wohnraum und eigene sanitäre 
Einrichtungen enthält. 

(6) Der Beitragssatz je m² für die Grundstücksflächen ab 701 qm beträgt 
 für alle Grundstücke einheitlich, soweit die Fläche nicht gärtnerisch 
oder landwirtschaftlich genutzt wird, ………………………………..0,90 €. 

(7) Für die Herstellung, Erneuerung oder Veränderung sowie für die laufende 
Unterhaltung (Reinigung,Ausbesserung) und die Beseitigung von 
Anschlußkanälen vom Straßenkanal bis zur Grundstücksgrenze sind die der 
Gemeinde entstehenden Kosten zu erstatten. 

 
 

§ 5 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Zustellung des 

Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit 
einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigentümers der 
Erbbauberechtigte beitragspflichtig. 

(2) Mehrere Beitragspflichtige sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und 
Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend 
ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

 
 



 
§ 6 

Vorauszahlungen 
 

Sobald mit der Verlegung des Abwasserkanals in der Straße begonnen wird, können 
von den Beitragspflichtigen der durch diesen Abwasserkanal erschlossenen 
Grundstücke Vorauszahlungen in Höhe von 80 % des Anschlussbeitrages verlangt 
werden. Die Vorauszahlungen werden von der Gemeinde nicht verzinst. 
 
 

§ 7 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag oder die Vorauszahlung wird durch Bescheid festgesetzt und einen 
Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 
 

§ 8 
Benutzungsgebühren 

 
Die Gemeinde erhebt zur Deckung der Kosten der laufenden Verwaltung und 
Unterhaltung der Einrichtung zur Abwasserbeseitigung einschließlich der Verzinsung 
des aufgewendeten Kapitals und der Abschreibungen Benutzungsgebühren. Sie 
gliedern sich in Grundgebühren und Zusatzgebühren. 
 
 

§ 9 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 
(1) Die Grundgebühr wird nach der Nennleistung der verwendeten Wasserzähler 

berechnet. Befinden sich auf einem Grundstück mehrere Wasserzähler, so wird 
die Grundgebühr nach der Summe der Nennleistungen der einzelnen 
Wasserzähler berechnet. Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von 
Wasserzählern mit einer Nennleistung 
                                          bis             5 m³/h ........................ 4,00 EUR/mtl. 
                                          bis           10 m³/h ....................... 15,00 EUR/mtl. 
                                          bis           20 m³/h ....................... 25,00 EUR/mtl. 
                                          über        20 m³/h ........................ 35,00 EUR/mtl. 
 
 Sofern die Nennleistung der verwendeten Wasserzähler durch 
Feuerlöscheinrichtungen oder durch Verbrauchsstellen mitbestimmt wird, die 
keinen Anschluss an das Abwassernetz haben, z.B. Gartenzapfstellen, wird auf 
Antrag bei der Berechnung der Grundgebühr die Nennleistung zugrunde gelegt, 
die ohne diese Einrichtung erforderlich wäre. Bei Grundstücken, die ihre 
Wassermengen aus öffentlichen oder eigenen Wasserversorgungsanlagen 
entnehmen, ohne einen Wasserzähler zu verwenden, wird die Nennleistung des 
Wasserzählers festgesetzt, der nach den geltenden DIN-Vorschriften oder den 
nachgewiesenen Pumpenleistungen erforderlich sein würde, um die dem 
Grundstück zugeführten Wassermengen zu messen. 
 

(2) Die Zusatzgebühr wird nach der Menge des Abwassers berechnet, das 
unmittelbar der Abwasseranlage zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der 
Kubikmeter Abwasser. Als Abwassermenge gilt die dem Grundstück aus 



öffentlichen und privaten Wasserversorgungsanlagen zugeführte Wassermenge 
abzüglich der nachgewiesenen auf dem Grundstück verbrauchten oder 
zurückgehaltenen Wassermenge. Der Nachweis der verbrauchten und der 
zurückgehaltenen Wassermenge obliegt dem Gebührenpflichtigen. Die dem 
Grundstück zugeführte Wassermenge wird durch Wasserzähler ermittelt. Bei der 
Wassermenge aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage gilt die für die 
Erhebung des Wassergeldes zugrunde gelegte Verbrauchsmenge. Läßt der 
Gebührenpflichtige bei privaten Wasserversorgungsanlagen keinen 
Wassermesser einbauen, ist die Gemeinde berechtigt, die aus diesen Anlagen 
zugeführte Wassermenge zu schätzen. Hat ein Wassermesser nicht richtig oder 
überhaupt nicht angezeigt, so wird die Wassermenge von der Gemeinde unter 
Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres und unter Berücksichtigung der 
begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt. 
 

(3) Die Zusatzgebühr beträgt je m³ ........................................................ 2,32 EUR 
 
 

§ 10 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres, frühestens 

jedoch 
a) für die Grundgebühr mit dem 1. des Monats, der auf den Tag des 

betriebsfertigen Anschlusses des Grundstückes an einen Straßenkanal folgt 
und 

b) für die Zusatzgebühr mit dem Tag des betriebsfertigen Anschlusses des 
Grundstückes an einen Abwasserkanal. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem der Anschluss an einen 
Straßenkanal entfällt und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird. 

 
 

§ 11 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist, wer nach den grundsteuerrechtlichen Vorschriften 

Schuldner der Grundsteuer ist oder sein würde, wenn das Grundstück nicht von 
der Grundsteuer befreit wäre. Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 

(2) Bei Eigentumswechsel wird der neue Eigentümer vom Beginn des Monats an, der 
der Rechtsänderung folgt, zur Gebührenzahlung herangezogen, wenn der 
bisherige Eigentümer der Gemeinde den Eigentumswechsel nachweist. Der 
bisherige Eigentümer haftet gesamtschuldnerisch für die Zahlung der Gebühren 
bis zum Ablauf des Kalenderjahres. 

(3) Die Grundstückseigentümer haben alle für die Errechnung der Gebühren  
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und zu dulden, daß Beauftragte der 
Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlage festzustellen 
oder zu überprüfen. 

 
 

§ 12 
Heranziehung und Fälligkeit 

 
(1) Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem 

Bescheid über andere Abgaben verbunden werden kann. 



(2) Die Gebühr wird nach der Menge des dem Grundstück im Vorjahr zugeführten 
Abwassers vorläufig berechnet. Das Vorjahr wird gleichzeitig endgültig 
abgerechnet. Bestand im Vorjahr noch keine Gebührenpflicht oder hat sich der 
Benutzungsumfang seitdem wesentlich geändert, wird die zugrundezulegende 
Abwassermenge geschätzt. Bei Beendigung der Gebührenpflicht oder bei einem 
Wechsel des Gebührenpflichtigen wird unverzüglich die zugeführte 
Abwassermenge ermittelt und abgerechnet. 

(3) Die Gebühr wird in Vierteljahresbeträgen jeweils am 15. Februar, 15. Mai, 15. 
August und 15. November fällig. Die durch bisherigen Bescheid festgesetzten 
Vierteljahresbeträge sind innerhalb des nächsten Jahres zu den angegebenen 
Zeitpunkten so lange zu zahlen, wie der neue Bescheid noch nicht erteilt worden 
ist. 

(4) Bei der Neuveranlagung ist die Gebühr für verstrichene Fälligkeitszeitpunkte 
innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe des Bescheides in einer Summe zu 
zahlen. Nach Beendigung der Gebührenpflicht endgültig festgestellte 
Abrechnungsbeträge sind innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe des 
Bescheides auszugleichen. Dasselbe gilt für die Abrechnung von Schätzungen. 

 
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 Kommunalabgabengesetz handelt, wer 
entgegen § 11 Abs. 3 die erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder nicht duldet, daß 
Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen 
festzustellen oder zu überprüfen. 
 
 

§ 14 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im 

Rahmen der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der 
erforderlichen personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten, die aus 
der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach § 24 bis 28 BauGB und § 3 
WoBauErlG der Gemeinde bekannt geworden sind, sowie aus dem 
Grundbuchamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Die Gemeinde dar sich diese Daten 
von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lasse und zum Zwecke der 
Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 

(2) Soweit die Gemeinde sich bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten 
bedient oder in der Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung durch einen 
Dritten erfolgt, ist die Gemeinde berechtigt, sich die zur Feststellung der 
Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben nach dieser Satzung 
erforderlichen personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten und 
Wasserverbrauchsdaten von diesen Dritten mitteilen zu lassen und diese Daten 
zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiterzuverarbeiten. 

(3) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Abgabenpflichtigen 
und von nach den Absätzen 1 bis 2 anfallenden Daten ein Verzeichnis der 
Abgabenpflichtigen mit den für die Abgabenerhebung nach dieser Satzung 
erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 

 



§ 15 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 1.1.2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Beitrags- und 
Gebührensatzung vom 20.06.1991 in der Fassung der V. Änderungssatzung vom 
23.06.2004 außer Kraft. 
 
 
Itzstedt, 12.12.2011 
 _____________________ 
 Bürgermeister 



 
 
 

I. Änderungssatzung 
 
 

zur Satzung 
über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren 

für die Abwasserbeseitigungsanlage der Gemeinde Seth 
 
 
 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein, der §§ 1, 6, 8 und 9a des 
Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein und des § 14 der Abwasser-
satzung wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 12.12.2016 
folgende I. Änderungssatzung erlassen: 
 
 

 
 

Artikel 1 
 
§ 9 Abs. 3 Gebührenmaßstab und Gebührensatz wird wie folgt neu gefasst: 
 
Die Zusatzgebühr beträgt je m³       2,43 EUR. 
 
 
 
 

Artikel 2 
 

Diese I. Änderungssatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
 
 
 
 
 
Itzstedt, den 15.12.2016      gez. Maren Storjohann 

_______________________ 
     (L.S.)    -Bürgermeisterin- 
 
 
 


